
Anlage zur Erklärung/zum Antrag zur Inanspruchnahme von Elternzeit für Beamtinnen/Beamte 
 

Nur für Ihre Unterlagen (Bitte fügen Sie diese Anlage dem Antrag nicht bei) 
 
Landesbeamtengesetz (LBG) vom 19. März 2009 (GVBl. Nr. 6 S. 70) 

§ 74 Fürsorge und Schutz 

(...) 
(2) Der Senat regelt durch Rechtsverordnung die der Eigenart des öffentlichen Dienstes entsprechende 
Anwendung der Vorschriften des Mutterschutzgesetzes auf Beamtinnen. 
(3) Für die Gewährung von Elternzeit der Beamtinnen und Beamten finden die für die unmittelbaren 
Bundesbeamtinnen und Bundesbeamten jeweils geltenden Rechtsvorschriften entsprechende Anwendung. 
(...) 
 
Verordnung über den Mutterschutz für Beamtinnen des Bundes und die Elternzeit für Beamtinnen und 
Beamte des Bundes (Mutterschutz- und Elternzeitverordnung – MuSchEltZV) 
vom 12. Februar 2009 (BGBl. I S. 320) 

Abschnitt 1 Mutterschutz und Stillzeit 

§ 1 Anwendung des Mutterschutzgesetzes 

(1) Auf die Beschäftigung schwangerer oder stillender Beamtinnen sind die Vorschriften des 
Mutterschutzgesetzes 
1. zur Gestaltung des Arbeitsplatzes (§ 2 Absatz 1 bis 3 des Mutterschutzgesetzes), 
2. zu Beschäftigungsverboten (§§ 3 und 4 Absatz 1 bis 3, §§ 6 und 8 des Mutterschutzgesetzes) 
3. zur Mitteilung der Schwangerschaft und zu ärztlichen Zeugnissen (§ 5 des Mutterschutzgesetzes) und 
4. zu Stillzeiten (§ 7 Absatz 1 bis 3 des Mutterschutzgesetzes) entsprechend anzuwenden. (...) 

Abschnitt 2 Elternzeit 

§ 6 Anwendung des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes 

(1) Beamtinnen und Beamte haben Anspruch auf Elternzeit ohne Dienst- oder Anwärterbezüge in 
entsprechender Anwendung des § 15 Absatz 1 bis 3 und § 16 des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes 
vom 5. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2748), das durch Artikel 6 Absatz 8 des Gesetzes vom 19. August 2007 
(BGBl. I S. 1970) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung. 
 

§ 7 Teilzeitbeschäftigung während der der Elternzeit 

(1) Während der Elternzeit ist Beamtinnen und Beamten, die Anspruch auf Dienst- oder Anwärterbezüge 
haben, auf Antrag eine Teilzeitbeschäftigung bei ihrem Dienstherrn bis zu 32 Stunden wöchentlich zu 
bewilligen, wenn zwingende dienstliche Belange nicht entgegenstehen. 
(2) Mit Genehmigung der zuständigen Dienstbehörde darf während der Elternzeit auch eine 
Teilzeitbeschäftigung außerhalb des Beamtenverhältnisses in dem in Absatz 1 genannten Umfang ausgeübt 
werden. Die Genehmigung kann nur innerhalb von vier Wochen ab Antragstellung versagt werden, wenn 
dringende dienstliche Belange entgegenstehen. Sie ist zu versagen, wenn einer der in § 99 Absatz 2 Satz 2 
Nummer 2 bis 6 des Bundesbeamtengesetzes genannten Gründe vorliegt. 
 

§ 8 Entlassung während der Elternzeit 

(1) Während der Elternzeit darf die Entlassung von Beamtinnen und Beamten auf Probe und von Beamtinnen 
und Beamten auf Widerruf gegen ihren Willen nicht ausgesprochen werden. Dies gilt nicht für Zeiten einer 
Teilzeitbeschäftigung nach § 7 Absatz 1. 
(2) Die oberste Dienstbehörde kann abweichend von Absatz 1 Satz 1 die Entlassung aussprechen, wenn ein 
Sachverhalt vorliegt, bei dem eine Beamtin oder ein Beamter auf Lebenszeit im Wege eines 
Disziplinarverfahrens aus dem Dienst zu entfernen wäre. 
(3) Die §§ 31 und 32 des Bundesbeamtengesetzes bleiben unberührt. 
 

§ 9 Erstattung von Krankenversicherungsbeiträgen 

(1) Beamtinnen und Beamten werden für die Dauer der Elternzeit die Beiträge für ihre Kranken- und 
Pflegeversicherung bis zu monatlich 31 Euro erstattet, wenn ihre Dienst- oder Anwärterbezüge vor Beginn der 
Elternzeit die Versicherungspflichtgrenze in der gesetzlichen Krankenversicherung nicht überschritten haben 
oder überschritten hätten. Hierbei werden die mit Rücksicht auf den Familienstand gewährten Zuschläge sowie 
Leistungen nach dem 5. Abschnitt des Bundesbesoldungsgesetzes nicht berücksichtigt. Nehmen die Eltern 
gemeinsam Elternzeit, steht die Beitragserstattung nur dem Elternteil zu, bei dem das Kind im 
Familienzuschlag berücksichtigt wird oder berücksichtigt werden soll. 
(2) Für die Zeit, für die sie Elterngeld nach § 4 des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes beziehen, werden 
Beamtinnen und Beamte mit Dienstbezügen bis einschließlich der Besoldungsgruppe A 8 sowie Beamtinnen 
und Beamten mit Anwärterbezügen auf Antrag die Beiträge für die Kranken- und Pflegeversicherung über die 
Erstattung nach Absatz 1 hinaus in voller Höhe erstattet, soweit sie auf einen auf den Beihilfebemessungssatz 
abgestimmten Prozenttarif oder einen die jeweilige Beihilfe ergänzenden Tarif einschließlich etwaiger darin 
enthaltener Altersrückstellungen entfallen. Für andere Monate einer Elternzeit wird die Beitragserstattung nach 



Satz 1 weitergezahlt, solange keine Beschäftigung mit mindestens der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit 
ausgeübt  
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für auf die Beamtin oder den Beamten entfallende Beiträge für 
die freiwillige gesetzliche Krankenversicherung und Pflegeversicherung. 
 

§ 11 Übergangsvorschrift 

(1) Auf die vor dem 1. Januar 2007 geborenen Kinder oder für die vor diesem Zeitpunkt mit dem Ziel der 
Adoption aufgenommenen Kinder ist § 5 Absatz 3 der Elternzeitverordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. November 2004 (BGBl. I S. 2841) in der bis zum 31. Dezember 2006 geltenden 
Fassung weiter anzuwenden. 
(2) Auf die vor dem 14. Februar 2009 geborenen Kinder oder auf die vor diesem Zeitpunkt mit dem Ziel der 
Adoption aufgenommenen Kinder ist § 1 Absatz 2 Satz 2 und 3 der Elternzeitverordnung in der bis zum  
13. Februar 2009 geltenden Fassung anzuwenden. 
 
Verordnung über Elternzeit für Bundesbeamtinnen, Bundesbeamte, Richterinnen und Richter im Bun-
dedienst (Elternzeitverordnung - EltZV) in der bis zum 31.12.2006 geltenden Fassung 

§ 5 

(...) 
(3) Auf Antrag werden die Beiträge für die Kranken- und Pflegeversicherung der Beamtin oder des Beamten, 
soweit sie auf einen auf den Beihilfebemessungssatz abgestimmten Prozenttarif entfallen, einschließlich 
etwaiger darin enthaltener Altersrückstellungen, über die Erstattung nach Absatz 2 hinaus in voller Höhe 
erstattet, wenn nachgewiesen wird, dass ab dem siebten Lebensmonat des Kindes volles Erziehungsgeld 
zusteht; steht ein vermindertes Erziehungsgeld zu, wird die Differenz zwischen den vollen Beiträgen und dem 
Erstattungsbetrag nach Absatz 2 in der Höhe erstattet, die dem Verhältnis des verminderten zum vollen 
Erziehungsgeld entspricht. Für diejenigen Monate einer Elternzeit, in denen das Bundeserziehungsgeldgesetz 
die Zahlung von Erziehungsgeld generell nicht vorsieht, wird die erhöhte Beitragserstattung nach Satz 1 
weitergezahlt, solange die Beamtin oder der Beamte nicht oder mit weniger als der Hälfte der regelmäßigen 
Arbeitszeit beschäftigt ist. Satz 1 gilt für die ersten sechs Lebensmonate des Kindes entsprechend, soweit 
ohne eine erst danach eingetretene Änderung der Einkommensverhältnisse ein Anspruch auf Erziehungsgeld 
ab dem siebten Lebensmonat des Kindes bestehen würde. Bei angenommenen oder mit dem Ziel der 
Annahme aufgenommenen Kindern tritt für die Anwendung der Sätze 1 bis 3 an die Stelle des Lebensmonats 
der Monat der Inobhutnahme. Die Absätze 2 und 3 gelten für die auf die Beamtin oder den Beamten 
entfallenden Beiträge für eine freiwillige gesetzliche Krankenversicherung und Pflegeversicherung 
entsprechend. 
 
Verordnung über Elternzeit für Bundesbeamtinnen, Bundesbeamte, Richterinnen und Richter im Bun-
dedienst (Elternzeitverordnung - EltZV) in der bis zum 13.02.2009 geltenden Fassung 

§ 1 

(...) 
(2) Der Anspruch auf Elternzeit besteht bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres des Kindes, bei einem 
angenommenen, in Vollzeitpflege oder in Adoptionspflege genommenen Kind bis zu drei Jahren ab der 
Aufnahme bei der berechtigten Person, längstens bis zur Vollendung des achten Lebensjahres des Kindes. 
Ein Anteil von bis zu zwölf Monaten kann jedoch zu einem späteren Zeitpunkt nach Maßgabe des § 92 Abs. 1 
des Bundesbeamtengesetzes genommen werden. Insgesamt kann die Elternzeit auf bis zu vier Zeitabschnitte 
verteilt werden.  
(...) 
 
Verordnung über den Erholungsurlaub der Beamten und Richter (Erholungsurlaubsverordnung – 
EUrlVO) 
in der Fassung vom 26. April 1988 (GVBl. S. 846) 

§ 6 Kürzung 

(...) 
(2) Der Anspruch auf Erholungsurlaub einschließlich des Zusatzurlaubs entfällt für jeden vollen Monat einer 
Beurlaubung ohne Besoldung in Höhe eines Zwölftels. Hat der Beamte den ihm zustehenden Erholungsurlaub 
vor dem Beginn der Beurlaubung nicht oder nicht vollständig erhalten, so ist der Resturlaub nach dem Ende 
des Urlaubs ohne Besoldung im laufenden oder im nächsten Urlaubsjahr zu gewähren. Hat der Beamte vor 
dem Beginn des Urlaubs ohne Besoldung mehr Erholungsurlaub erhalten als ihm nach Satz 1 zusteht, so ist 
der Erholungsurlaub, der dem Beamten nach dem Ende des Urlaubs ohne Besoldung zusteht, um die zuviel 
gewährten Urlaubstage zu kürzen. Absatz 1 Satz 3 findet entsprechende Anwendung. Der Erholungsurlaub 
wird nicht nach Satz 1 gekürzt, wenn die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle spätestens 
bei Beendigung des Urlaubs ohne Besoldung schriftlich anerkannt hat, dass dieser dienstlichen Interessen 
oder öffentlichen Belangen dient.  
(...) 


